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ERGÄNZTE Botschaft an den Einwohnerrat 

 

Schuldenbremse:  

Änderung der Gemeindeordnung und Reglement für einen nachhalti-

gen Finanzhaushalt (Vorlage nach Urteil des Verwaltungsgerichts vom 

28. September 2021 und des Bundesgerichtsurteils vom 14. Juli 2022) 

 

 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

1. Ausgangslage 

 

Die Stadt braucht eine nachhaltige Finanzpolitik, damit sie auf Dauer attraktive Leistungen 

bei einem angemessenen Steuerfuss anbieten kann und ihr Finanzhaushalt dabei im 

Gleichgewicht bleibt. Der Einwohnerrat lehnte am 15. Juni 2015 einen Antrag des Stadt-

rats, die Sicherung des nachhaltigen Finanzhaushalts in der Gemeindeordnung zu veran-

kern, mit 17 zu 20 Stimmen ab. Ein Jahr später wurde erfolgreich ein Initiativbegehren 

«Schuldenbremse zur Sicherung eines ausgeglichenen Finanzhaushalts der Stadt Aarau» 

eingereicht. Dieses verlangt in Form einer allgemeinen Anregung, dass Regeln zur Siche-

rung eines ausgeglichenen Finanzhaushalts in die Gemeindeordnung aufzunehmen seien.  

 

Der Stadtrat erarbeitete mit Unterstützung durch die Firma ikonomix GmbH, Prof. Dr. Urs 

Müller, Basel, ein Regelwerk für eine Schuldenbremse, und führte dazu eine Vernehmlas-

sung durch. Der Einwohnerrat hat am 25. März 2019 die vom Stadtrat vorgeschlagene Er-

gänzung der Gemeindeordnung abgeschwächt sowie das Reglement für einen nachhalti-

gen Finanzhaushalt mit drei Anpassungsaufträgen zurückgewiesen. Beide Beschlüsse fällte 

er mit 25 Ja zu 24 Nein-Stimmen. Die Stimmberechtigten hiessen am 19. Mai 2019 die 

vom Einwohnerrat beschlossene Ergänzung der Gemeindeordnung gut.  

 

Gegen den Beschluss des Einwohnerrats vom 25. März 2019 haben Einwohnerrat Yannik 

Berner und Martina Suter eine Beschwerde erhoben. Die Beschwerde hatte zum Ziel, das 

Geschäft an den Einwohnerrat zurückzuweisen mit dem Auftrag, die Grundzüge der Aus-

gaben- und Schuldenbremse in der Gemeindeordnung und nicht in einem einwohnerrätli-

chen Reglement zu definieren.  

 

Nach einem langen Weg durch verschiedene Instanzen hiess das Verwaltungsgericht des 

Kantons Aargau am 28. September 2021 die Beschwerde gut und hob den Beschluss des 

Einwohnerrats vom 25. März 2019 und damit auch die vom Volk beschlossenen Regelun-

gen in der Gemeindeordnung auf. Das Bundesgericht bestätigte am 14. Juli 2022 den Ent-

scheid des Verwaltungsgerichts. 
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Damit obliegt es nun dem Einwohnerrat, über Bestimmungen in der Gemeindeordnung 

und ein Reglement zu befinden, welche die Anliegen der Initiative "Schuldenbremse zur Si-

cherung eines ausgeglichenen Finanzhaushalts der Stadt Aarau" umsetzen. 

 

Im Zusammenhang mit dem Verfahren zur Umsetzung der Initiative Schuldenbremse ka-

men im Rahmen der 1. Lesung des Geschäftes in der FGPK wie auch aus den politischen 

Reihen im Vorfeld der Einwohnerratssitzung vom 21. November 2022 verschiedene Fragen 

auf. Der Stadtrat beschloss daher, die Vorlage zurückzuziehen und an einer späteren Sit-

zung nochmals zu traktandieren. Die Stadtkanzlei beauftragte am 29. November 2022 das 

Zentrum für Demokratie (ZDA) mit der Klärung verschiedener Fragen. Dieses Rechtsgut-

achten liegt mit Datum vom 23. Januar 2023 vor. Es kommt insbesondere zum Schluss, 

dass der Einwohnerrat auf die Vorlage eintreten muss, um den Anspruch der Stimmberech-

tigten auf Umsetzung der Initiative aus Art. 34 Abs. 1 BV zu erfüllen. Zudem wird das Vor-

gehen unter Ziff. 7 hiernach vorgeschlagen. 

 

 

2. Änderungen gegenüber der Vorlage des Stadtrats vom 14. Januar 2019, Umset-

zung der Beschlüsse des Verwaltungsgerichts 

 

Mit diesem Geschäft legt der Stadtrat dem Einwohnerrat eine Regelung für die Gemeinde-

ordnung sowie das Reglement für einen nachhaltigen Finanzhaushalt zur Umsetzung die-

ser Bestimmung vor. Beide Regelwerke basieren auf dem ursprünglichen Modell, das der 

Stadtrat für die Sitzung des Einwohnerrats vom 25. März 2019 erarbeitet hatte. Die Rege-

lungen in der Gemeindeordnung bilden sämtliche Elemente der Initiative ab, die das Ver-

waltungsgericht auf dieser Stufe verankert haben wollte: 

 

 Finanzierung der Nettoinvestitionen aus der Erfolgsrechnung (Selbstfinanzie-

rung)  

Ziffern 4.1 und 4.2 Botschaft, § 10 f Abs. 1 Gemeindeordnung 

 

 Sanktionsmechanismus 

Ziffer 4.3 Botschaft, § 10 f Abs. 2 Gemeindeordnung 

 

 obligatorisches Referendum für eine a.o. Zuweisung zur Schwankungsreserve  

Ziffer 4.4 Botschaft, § 4 Abs. 1 lit. h) Gemeindeordnung 

 

 Inkraftsetzung im Haushaltsjahr 2019 

Ziffer 5 Botschaft, § 44 Gemeindeordnung 

 

Der Einwohnerrat hatte am 25. März 2019 das Reglement für einen nachhaltigen Finanz-

haushalt mit drei Aufträgen an den Stadtrat zurückgewiesen.  

 Die Startwerte der Schuldenbrems-Töpfe sind mit genügend Sicherheitsmarge aus-

zustatten.  

 Bei den Sanktionsmassnahmen sollen nicht nur Sparmassnahmen, sondern auch 

steuerseitige Massnahmen vorgesehen werden. 

 Eine Definition des maximalen Steuerfusses ist nicht erwünscht. 
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Die Regelwerke berücksichtigen die Aufträge des Einwohnerrats.  

 

Nebst der Umsetzung der Vorgaben des Verwaltungsgerichts und der Aufträge des Ein-

wohnerrats wurde in der aktuellen Vorlage die Berechnung der Finanzverbindlichkeiten 

vereinfacht. Neu soll dafür keine separate Berechnung, sondern die auf kantonaler Ebene 

definierte Kennzahl "Nettoschuld" verwendet werden. Dazu soll darauf verzichtet werden, 

buchhalterische Buchgewinne oder Buchverluste aus der Berechnung für die Schwankungs-

töpfe zu neutralisieren. In der Vorlage vom 14. Januar 2019 war die Neutralisierung für 

den Schwankungstopf zur Stabilisierung des Eigenkapitals definiert, für den Schwankungs-

topf zur Stabilisierung der Schuldenquote hingegen nicht. Alle Anpassungen sind im Erläu-

terungsbericht (Anhang 3) dargestellt und kommentiert. 

 

 

3. Finanzstrategie als Basis für die Schuldenbremse 

 

Der Stadtrat verfolgt eine nachhaltige Finanzpolitik. Dabei soll der Finanzhaushalt der 

Stadt langfristig in der definierten Art und Weise weitergeführt werden, ohne dass er "ex-

plodiert" oder "implodiert". Dies bedeutet auch, dass die Stadt nicht auf Kosten künftiger 

Generationen leben soll.  

                                

 

Die Finanzstrategie zeigt auf, wie sich die Stadt im Zieldreieck "gesunder Stadthaushalt – 

gutes Leistungsangebot – attraktive Steuerbelastung" heute und künftig positionieren will.  

Der Stadtrat hat die folgende Finanzstrategie definiert, um den Anforderungen an einen 

nachhaltigen Finanzhaushalt zu entsprechen: 

 Das Eigenkapital soll nicht sinken. 

 Die Schuldenquote soll nicht ansteigen. 

 Die Steuerbelastung soll relativ moderat sein. 

 

Diese Finanzstrategie bildet die Basis für einen nachhaltigen Finanzhaushalt und damit 

auch für die Schuldenbremse. 
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4. Die wichtigsten Elemente des Modells 

 

Die Schuldenbremse baut auf den strategischen Finanzzielen des Stadtrats auf und soll si-

cherstellen, dass diese erreicht werden. Aufgrund dieser strategischen Zielsetzung muss 

die Schuldenbremse sowohl beim Saldo der Erfolgsrechnung als auch beim Saldo der Fi-

nanzierungsrechnung (Differenz zwischen Selbstfinanzierung und Nettoinvestitionen) an-

setzen. Daraus abgeleitet schlägt der Stadtrat eine sogenannte "doppelte Schuldenbremse" 

mit nachfolgenden Elementen vor: 

 

4.1 Vorgaben  

 

Eine doppelte Schuldenbremse verfolgt zwei Ziele und hat deshalb auch zwei Vorgaben: 

 

 

Vorgabe zum Eigenkapital 

 

  

Vorgabe zur Schuldenquote 

Ziel:  

Das Eigenkapital soll nicht sinken 

 Ziel:  

Die Schuldenquote soll nicht ansteigen 

 

Die Erfolgsrechnung muss  

im Durchschnitt mehrerer Jahre  

ausgeglichen sein. 

 

Messgrösse: 

Gesamtergebnis Erfolgsrechnung 

  

Die Schulden dürfen im Durchschnitt  

mehrerer Jahre prozentual nicht  

stärker ansteigen als das Steuersubstrat. 

 

Messgrössen: 

Finanzierungsergebnis  

(Selbstfinanzierung, Nettoinvestitionen),  

Zunahme Steuersubstrat 

 

4.2 Berücksichtigung von Schwankungen / Abweichungen 

 

Einnahmen und Ausgaben eines Gemeinwesens schwanken teilweise beträchtlich im Kon-

junkturablauf. Die Vorgaben zur Erfolgs- und Finanzierungsrechnung müssen deshalb 

nicht in jedem einzelnen Jahr eingehalten werden. Es werden entsprechend zu den zwei 

Vorgaben zwei "Schwankungstöpfe" gebildet. Ausgehend von einem positiven Startwert, 

welcher auch im ersten Jahr einen negativen Ausschlag zulässt, verändert sich der Wert 

des Schwankungstopfs jedes Jahr um die Einlagen und die Entnahmen. Beim Schwankungs-

topf zur Stabilisierung des Eigenkapitals bestehen diese aus dem Ergebnis der Erfolgsrech-

nung. 
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Schwankungstopf zur Stabilisierung des Eigenkapitals:  

 

Mechanismus:  Wert am Ende des Vorjahres 

  plus / minus Gesamtergebnis Erfolgsrechnung 

Startwert: 10 Mio. Franken (erste Vorlage 5 Mio. Franken) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schwankungstopf zur Stabilisierung der Schuldenquote 

 

Mechanismus:  Wert am Ende des Vorjahres  

 + Ergebnis der Finanzierungsrechnung  

    (Selbstfinanzierung plus und Nettoinvestitionen minus) 

 + Nettozuwachsrate Steuersubstrat in % multipliziert mit Finanz-  

                            verbindlichkeiten  

Startwert: 30 Mio. Franken (erste Vorlage 20 Mio. Franken) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beim Schwankungstopf zur Stabilisierung der Schuldenquote besteht die Entnahme aus 

den Nettoinvestitionen. Die Einlagen entsprechen der Selbstfinanzierung sowie dem "Zu-

wachs Steuern". Sinkt das Steuersubstrat von einem Jahr auf das andere, entsteht eine ne-

gative Zuwachsrate. Die Finanzverbindlichkeiten müssen gemäss den im Reglement defi-

nierten Vorgaben nicht ebenfalls abnehmen, sondern dürfen unverändert bleiben. Eine 

Zunahme der Finanzverbindlichkeiten darf wieder erfolgen, sobald das Steuersubstrat wie-

der über dem Niveau vor der Abnahme liegt. 

 

Schwankungs-

topf zum 

Eigenkapital 

Startwert: 

10 Mio. 

- Aufwandüberschuss 

Gesamtergebnis  

Erfolgsrechnung  

  

++   Ertragsüberschuss    

G     Gesamtergebnis  

  Erfolgsrechnung  

  

 

++    Selbstfinanzierung 

    

"+    "Zuwachs Steuern" 

    Nettozuwachsrate Steuersubstrat 

       in % multipliziert mit den  

Finanzverbindlichkeiten   

k       

 

 

 

 

- Netto 

investitionen 

  

 

Schwankungs-

topf zur 

Schuldenquote 

Startwert: 

30 Mio. 
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Die Vorgaben und die Startwerte der Schwankungstöpfe sind so definiert, dass die Schul-

denbremse Anreiz gibt, den Finanzhaushalt nachhaltig zu gestalten. Die beiden Schwan-

kungstöpfe stellen sicher, dass – wie in der Initiative verlangt, die Investitionen über die 

Erfolgsrechnung finanziert werden (Selbstfinanzierung). Der Mechanismus mit den 

Schwankungstöpfen ermöglicht einen Ausgleich über mehrere Jahre. Er fordert eine konti-

nuierliche Einhaltung des Gleichgewichts zwischen Investitionen und Selbstfinanzierung. 

Die Überprüfung erfolgt nicht erst nach zehn Jahren, wie es die Initiative vorgeschlagen 

hatte.  

 

Die Schwankungstöpfe gewährleisten aber auch die notwendige Flexibilität, auf die ein ver-

hältnismässig kleines Gemeinwesen wie die Stadt Aarau angewiesen ist. Im Gegensatz 

zum Kanton oder zum Bund kann eine kleinere Stadt grosse Investitionen weniger flexibel 

verteilen ("glätten") und braucht deshalb etwas mehr Spielraum. 

 

Die Nachführung der Schwankungstöpfe erfolgt ausserhalb der Buchhaltung. Die Bestände 

der Schwankungstöpfe sowie im Reglement definierte Kennzahlen (z. B. die Schulden-

quote) werden jeweils in Budget, Rechnung und Finanzplan ausgewiesen. 

 

4.3 Sanktionen 

 

Eine Schuldenbremse ist nur wirksam, wenn ihre Zielvorgaben auch durchsetzbar sind. 

Dazu braucht es eine verbindliche Sanktionsregel für den Fall einer Nichteinhaltung der 

Vorgabenregel, die jedoch primär präventiv wirken soll. Budget und Finanzplan dürfen nur 

verabschiedet werden, wenn die Vorgaben eingehalten sind. 

 

Wird die Vorgabe mit der Rechnung verletzt, gibt es zwei Möglichkeiten: 

 Der negative Wert des Schwankungstopfs wird als Aufwand ins nächste Budget der 

Erfolgsrechnung eingestellt (wenn der Schwankungstopf zur Stabilisierung des Ei-

genkapitals aufgebraucht ist) oder die Investitionen des Folgejahres müssen um 

den negativen Wert des Schwankungstopfs gekürzt werden (wenn der Schwan-

kungstopf zur Stabilisierung der Schuldenquote aufgebraucht ist). 

 Neu: Alternativ kann auch der Steuerfuss zum Ausgleich erhöht werden. 

 

Denkbar ist auch eine Kombination der beiden Massnahmen. 

 

Beispiel 

Würde der Schwankungstopf zur Stabilisierung der Schuldenquote mit der Rechnung 

2025 negativ, müsste der Stadtrat ein Budget 2027 erarbeiten, in dem sich Selbstfinan-

zierung und Nettoinvestitionen entsprechen. Auf dieser Basis müsste er entweder die 

Nettoinvestitionen um den Minusbetrag im Schwankungstopf kürzen oder den Steuerfuss 

entsprechend erhöhen. 
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4.4 Ausnahmen und obligatorisches Referendum 

 

Die Vorgaberegeln sind für Stadt- und Einwohnerrat grundsätzlich verbindlich. Ausnahmen 

sollen zulässig sein. Der Einwohnerrat soll die Möglichkeit haben, in begründeten Fällen 

die Schuldenlimite, beispielsweise bei geplanten Grossinvestitionen, etwas anzuheben. 

Das geschieht, indem der Einwohnerrat einem oder beiden Schwankungstöpfen zusätzli-

che Mittel zuweist und dadurch verhindert, dass sie negativ werden. 

 

Gemäss Erwägungen des Verwaltungsgerichts soll ein solcher Beschluss dem obligatori-

schen Referendum unterstehen. Eine entsprechende Regelung ist in § 4 Abs. 1 lit. h) Ge-

meindeordnung aufgenommen worden. Die erste Fassung des Reglements sah für diesen 

Beschluss die Zustimmung von mindestens zwei Drittel der anwesenden Mitglieder des 

Einwohnerrats vor.  

 

Beispiel 

Eine Grossinvestition von 60 – 80 Mio. Franken, wäre für den Schwankungstopf zur Stabi-

lisierung der Schuldenquote nur nach mehreren Jahren mit geringem Investitionsvolumen 

und hoher Selbstfinanzierung verkraftbar.  

Der Einwohnerrat müsste mit dem Beschluss zur Investition entscheiden, ob er dem 

Schwankungstopf zur Stabilisierung der Schuldenquote zusätzliche Mittel zuweist, damit 

dieser nicht negativ wird. Andernfalls würden die Sanktionsmassnahmen über mehrere 

Jahre das andere Investitionsvolumen "verdrängen", ein rigoroses Sparprogramm und / 

oder eine erhebliche Steuerfusserhöhung erfordern.  

 

 

5. Entwicklung der Schwankungstöpfe und der Schuldenquote in den Rechnungsjah-

ren 2019 – 2021 und den Planjahren 2022 - 2027 

 

Die Berechnung der Schuldenbremse startet wie im Initiativtext gefordert mit dem Rech-

nungsjahr 2019. Der Zeitpunkt ist im § 44 der Gemeindeordnung geregelt. Damit liegen 

zum heutigen Zeitpunkt für die Jahre 2019 bis 2021 drei definitive Rechnungsabschlüsse 

vor. Die Schwankungstöpfe entwickelten sich in den Jahren 2019 bis 2021 wie folgt: 

 

5.1 Schwankungstopf zur Stabilisierung des Eigenkapitals  
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Rechnungsjahre 2019 - 2021 

Ende 2021 hat sich der Startwert von 10 Mio. Franken mit den Ertragsüberschüssen der 

Jahre 2019 – 2021 von total 23,8 Mio. auf 33,8 Mio. erhöht.  

 

Planjahre 2022 - 2027 

Die Plandaten aus den Folgejahren ab 2022 zeigen, dass der Schwankungstopf zur Stabili-

sierung des Eigenkapitals mit den Überschüssen aus der Erfolgsrechnung in der ganzen 

Planperiode im positiven Bereich verbleibt. Gemäss Prognosen beläuft sich der Bestand 

Ende des Jahres 2027 auf 32,2 Mio. Franken. Der Puffer von 10 Mio. Franken muss nicht 

beansprucht werden.  

 

5.2 Schwankungstopf zur Stabilisierung der Schuldenquote    

 

 

 

Rechnungsjahre 2019 - 2021 

In allen drei Jahren war die Selbstfinanzierung höher als die Nettoinvestitionen. Es sind Fi-

nanzierungsüberschüsse (Selbstfinanzierung abzüglich Nettoinvestitionen) von 3,8 Mio. 

(Jahr 2019), 1,3 Mio. (Jahr 2020) sowie 8,2 Mio. (Jahr 2021) entstanden. Dazu dürfen sich 

gemäss den Vorgaben im Jahr 2019 die Finanzverbindlichkeiten um 4,1 Mio. Franken er-

höhen, weil das Steuersubstrat im Vergleich zum Jahr 2018 insgesamt um 3,2 % zugenom-

men hat. In der Rechnung 2020 hat das Steuersubstrat gegenüber dem Vorjahr abgenom-

men. Diese Abnahme muss im Schwankungstopf nicht abgebildet werden. Dafür bezieht 

sich dann die Zunahme in der Rechnung 2021 nicht auf das Vorjahr 2020, sondern auf das 

Jahr 2019. Aus diesem Vergleich resultiert wiederum eine Zunahme (um 2.3 % bzw. 3,2 

Mio. Franken). Ende 2021 beinhaltet der Schwankungstopf zur Stabilisierung der Schulden-

quote 50,6 Mio. Franken. 

 

Planjahre 2022 - 2027 

Ausgehend vom Wert von 50,6 Mio. Franken Ende 2021 reduziert sich der Schwankungs-

topf zur Stabilisierung der Schuldenquote gemäss den Plandaten bis ins Jahr 2026 auf 

rund 13 Mio. Franken. Der Finanzplan rechnet in sämtlichen Planjahren mit Finanzierungs-

fehlbeträgen. Die Selbstfinanzierung ist geringer als die Nettoinvestitionen. Im letzten 

Planjahr, im Jahr 2027, wird mit einem weiteren hohen Finanzierungsfehlbetrag von 24 

Mio. gerechnet. Damit würde der Schwankungstopf zur Stabilisierung der Schuldenquote 

Ende 2027 negativ.  
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Erfahrungsgemäss nimmt die Zuverlässigkeit der Plandaten ab, je weiter sie in der Zukunft 

liegen. Wegen Einwendungen oder anderen Verzögerungen sind die effektiv realisierten 

Investitionen häufig geringer als die mutmasslichen Investitionen, auch wenn diese nur 

mit 70 % eingerechnet werden.  

 

In den Planjahren bis 2027 sind für das Oberstufenzentrum in der Telli mutmassliche In-

vestitionen von über 30 Mio. Franken eingerechnet. Weitere Investitionen folgen in den 

Jahren ab 2028. Es obliegt dem Einwohnerrat, mit dem Entscheid zu diesem Grossprojekt 

dem Schwankungstopf zusätzliche Mittel zuzuweisen. Dieser Entscheid würde dann – wie 

das Projekt selber – dem obligatorischen Referendum unterstehen. 

 

5.3 Schuldenquote 

 

Für die Berechnung der Schuldenquote werden die Finanzverbindlichkeiten durch das Steu-

ersubstrat dividiert. Die Finanzverbindlichkeiten (Nettoschuld ohne Spezialfinanzierungen) 

belaufen sich Ende 2019 auf minus 128,6 Mio. Franken. Damit verfügt die Stadt zu diesem 

Zeitpunkt über ein Nettovermögen in diesem Betrag.  

 

Das massgebende Steuersubstrat beläuft sich im Jahr 2019 auf 90,7 Mio. Franken, die 

Schuldenquote somit auf minus 142 %. Die Schuldenquote sinkt in den Rechnungsjahren 

2020 und 2021 auf minus 149 % und entwickelt sich damit entsprechend den guten Rech-

nungsabschlüssen positiv. 

 

In den Planjahren steigt die Schuldenquote bis ins Jahr 2027 auf minus 69 % an. Diese Ent-

wicklung spiegelt den Sachverhalt, dass die Nettoinvestitionen nicht mit der erwarteten 

Selbstfinanzierung gedeckt werden können. Das Nettovermögen nimmt deshalb ab. Die 

Schuldenquote steigt an. 

Auch für diese Plandaten gilt die im Kapitel 5.2 beschriebene Ungenauigkeit mit fortschrei-

tendem Zeitablauf. 

 

 

6. Schlussbemerkungen 

 

Die Planrechnungen zeigen auf, dass die Herausforderung für das Gleichgewicht des Fi-

nanzhaushalts vor allem darin liegt, die Investitionen mit der Selbstfinanzierung in Ein-

klang zu bringen. Der alleinige Fokus auf die Ertragsüberschüsse aus der Erfolgsrechnung 

genügt nicht, um den Finanzhaushalt und die Schuldenquote langfristig stabil zu halten.  

 

Der Stadtrat legt mit dem Modell der doppelten Schuldenbremse ein Instrument vor, das 

diese Herausforderung transparent aufzeigt und Massnahmen einfordert, wenn die Ziele 

nicht erreicht werden können.  

 

Die Regelwerke entsprechen den Anliegen der Initianten und bilden die Erwägungen des 

Verwaltungsgerichts ab. Dazu hat der Stadtrat auch wesentliche Elemente aus der Bera-

tung der ersten Vorlage im Einwohnerrat aufgenommen.  
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7. Verfahren im Einwohnerrat zur Umsetzung der Initiative 

 

Am 23. Januar 2023 erstattete das Zentrum für Demokratie Aarau auf Ersuchen des Stadt-

rats ein Rechtsgutachten zum Verfahren zur Umsetzung der Initiative "Schuldenbremse 

zur Sicherung eines ausgeglichenen Finanzhaushalts der Stadt Aarau". Es schlägt darin de-

tailliert begründet, unter Berücksichtigung von Lehre und Rechtsprechung sowie insbeson-

dere unter Massgabe des Umsetzungsanspruchs gemäss Art. 34 Abs. 1 BV vor, das Verfah-

ren im Einwohnerrat wie folgt zu gestalten: 

 

1. Der Einwohnerratspräsident erklärt das Eintreten auf die Umsetzungsvorlage für obli-

gatorisch. Damit wird verhindert, dass sich eine Mehrheit des Einwohnerrats gegen 

das Eintreten auf die Umsetzungsvorlage aussprechen könnte, was gegen die Umset-

zungspflicht verstossen würde. 

 

2. Es folgt die Detailberatung mit möglichen Abänderungsanträgen. 

 

3. Am Schluss der Detailberatung stellt der Einwohnerratspräsident im Sinne einer Ge-

samtabstimmung fest, dass die Umsetzungsvorlage gültig zu Ende beraten wurde und 

die Gesamtheit der Beschlüsse des Einwohnerrats aus der Detailberatung als Be-

schluss dem Stimmvolk im Rahmen des obligatorischen Referendums vorgelegt wird. 

 

4. Als Abschluss des Verfahrens stimmt der Einwohnerrat über eine mögliche Abstim-

mungsempfehlung zur Umsetzungsvorlage ab: Da die einschlägigen Rechtsakte sowie 

Rechtsprechung und Lehre in der Konstellation der Volksinitiative in der Form der all-

gemeinen Anregung weder eine Abstimmungsempfehlung vorschreiben noch verbie-

ten, ist in einem ersten Schritt darüber abzustimmen, ob eine Abstimmungsemp-

fehlung zur Umsetzungsvorlage abgegeben werden soll. Spricht sich eine Mehrheit 

der Anwesenden für eine Abstimmungsempfehlung aus, ist in einem zweiten Schritt 

darüber abzustimmen, ob die Umsetzungsvorlage dem Stimmvolk zur Annahme oder 

Ablehnung empfohlen werden soll. 
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Der Stadtrat stellt dem Einwohnerrat entsprechend wie folgt 

 

 

A n t r a g :  

 

 

1. Der Einwohnerratspräsident stellt fest, dass die Umsetzungsvorlage gültig zu Ende be-

raten und die Gesamtheit der Beschlüsse des Einwohnerrats aus der Detailberatung 

als Beschluss dem Stimmvolk im Rahmen des obligatorischen Referendums vorgelegt 

wird. 

 

2. Der Einwohnerrat bestimmt, ob er eine Abstimmungsempfehlung gibt und gegebe-

nenfalls, ob diese auf Annahme oder Ablehnung lautet. 

 

3. Das Reglement für einen nachhaltigen Finanzhaushalt (Anhang 2) wird unter dem Vor-

behalt der Rechtskraft der Ergänzung der Gemeindeordnung gutgeheissen. 

 

 

 

Im Namen des Stadtrats 

 

 

Dr. Hanspeter Hilfiker Andrea Huckele 

Stadtpräsident Stadtschreiber-Stv. 

 

 

 

Anhänge: 

1. Ergänzung der Gemeindeordnung 

2. Reglement für einen nachhaltigen Finanzhaushalt 

3. Erläuterungsbericht zur Ergänzung der Gemeindeordnung und zum Reglement für ei-

nen nachhaltigen Finanzhaushalt 

 

 

Verzeichnis der aufliegenden Akten: 

 Studie "Eine Schuldenbremse für Aarau", ikonomix Urs Müller, 28. August 2018 

 Rechtsgutachten des Zentrums für Demokratie Aarau, 23. Januar 2023 (Verfahren zur 

Umsetzung der Initiative "Schuldenbremse zur Sicherung eines ausgeglichenen 

Finanzhaushalts der Stadt Aarau") 
 

 

 


